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Und das alles an einem einzigen Nachmittag...! 
Fotograf Reinhold Köfer hat sich bei seinem Lieblingswetter zu einem Besuch in Langenargen aufgemacht.

Und ganz klar: Wer den Regenbogen haben will, muss auch den Regen aushalten.



Freitag, 25. Februar 2022	 	 2MONTFORT BOTE

Amtliche 
Bekanntmachungen

GEMEINDE LANGENARGEN
BODENSEEKREIS
Friedhofssatzung 

(Friedhofsordnung und Bestattungsgebührensatzung) 
Auf Grund der §§ 12 Abs. 2, 13 Abs. 1, 15 Abs. 1, 39 Abs. 2 und 
49 Abs. 3 Nr. 2 des Bestattungsgesetzes i. V. m. den §§ 4 und 
11 der Gemeindeordnung (GemO) für Baden- Württemberg so-
wie §§ 2, 11 und 13 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) für 
Baden- Württemberg hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 
21.02.2022 die nachstehende Satzung beschlossen: 

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Widmung 
(1)	� Der Friedhof ist eine öffentliche Einrichtung der Gemeinde. Er 

dient der Bestattung verstorbener Gemeindeeinwohner und 
der in der Gemeinde verstorbenen oder tot aufgefundenen 
Personen ohne Wohnsitz oder mit unbekanntem Wohnsitz 
Verstorbener, sowie für Verstorbene, für die ein Wahlgrab 
nach § 12 zur Verfügung steht sowie ein verstorbener Ein-
wohner des Ortsteils Gießenbrücke Gemeinde Kressbronn. 
Den Gemeindeeinwohnern sind Personen gleichgestellt, 
die unmittelbar vor ihrer Unterbringung in einem auswärti-
gen Alters- oder Pflegeheim oder in einer sonstigen Anstalt 
ihren Hauptwohnsitz in der Gemeinde hatten. In besonde-
ren Fällen kann die Gemeinde die Bestattung anderer Ver-
storbener zulassen. Der Friedhof dient auch der Bestattung 
von Totgeburten, Fehlgeburten und Ungeborenen, falls ein 
Elternteil Einwohner der Gemeinde ist. 

(2)	� Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften 
über die Bestattung auch für die Beisetzung von Aschen. 

(3)	� Das Gemeindegebiet wird in folgende Bestattungsbezirke 
eingeteilt: 

	 a)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Langenargen; er umfasst 
das Gebiet der Ortsteile Langenargen und Bierkeller-Wal-
deck 

	 b)	� Bestattungsbezirk des Friedhofs Oberdorf; er umfasst 
das Gebiet des Ortsteils Oberdorf und des Ortsteils Gie-
ßenbrücke Gemeinde Kressbronn. 

(4)	� Die Verstorbenen sind auf dem Friedhof des Bestattungsbe-
zirks zu bestatten bzw. beizusetzen, in dem sie zuletzt ihren 
Wohnsitz hatten, sofern sie nicht bei ihrem Tod ein Recht 
auf Bestattung bzw. Beisetzung in einer bestimmten Grab-
stätte eines anderen Friedhofs hatten. Die Gemeinde kann 
Ausnahmen zulassen. 

  
ll. Ordnungsvorschriften 

§ 2 Öffnungszeiten 
(1) 	� Der Friedhof darf nur während der bekanntgegebenen Öff-

nungszeiten betreten werden. 
(2)	� Die Gemeinde kann das Betreten des Friedhofs oder einzel-

ner Friedhofsteile aus besonderem Anlass vorübergehend 
untersagen. 

  
§ 3 Verhalten auf dem Friedhof 

(1)	� Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes ent-
sprechend zu verhalten. Die Anordnungen des Friedhofper-
sonals sind zu befolgen. 

(2) 	� Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 
	 1.	� Die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, ausge-

nommen Kinderwagen und Rollstühlen sowie Fahrzeugen 

der Gemeinde und der für den Friedhof zugelassenen 
Gewerbebetreibenden, 

	 2.	� während einer Bestattung oder einer Gedenkfeier in der 
Nähe Arbeiten auszuführen, 

	 3.	� den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu 
verunreinigen oder zu beschädigen sowie Rasenflächen 
und Grabstätten unberechtigterweise zu betreten, 

	 4.	 Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde, 
	 5.	� Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten 

Stellen abzulagern, 
	 6.	 Waren und gewerbliche Dienste anzubieten, 
	 7.	 Druckschriften zu verteilen. 
	� Ausnahmen können zugelassen werden, soweit sie mit dem 

Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm zu vereinba-
ren sind. 

(3)	� Totengedenkfeiern auf dem Friedhof bedürfen der Zustim-
mung der Gemeinde. Sie sind spätestens 4 Tage vorher 
anzumelden. 

  
§ 4 Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 

(1)	� Bildhauer, Steinmetze, Gärtner und sonstige Gewerbetrei-
bende bedürfen für die Tätigkeit auf dem Friedhof der vorhe-
rigen Zulassung durch die Gemeinde. Sie kann den Umfang 
der Tätigkeiten festlegen. 

(2)	� Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die fach-
kundig, leistungsfähig und zuverlässig sind. Die Gemeinde 
kann für die Prüfung der Fachkunde, Leistungsfähigkeit und 
Zuverlässigkeit geeignete Nachweise verlangen, insbeson-
dere dass die Voraussetzungen für die Ausübung der Tätig-
keit nach dem Handwerksrecht erfüllt werden.

	� Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung eines Berechti-
gungsscheins; dieser ist den aufsichtsberechtigten Personen 
der Gemeinde auf Verlangen vorzuzeigen. 

(3)	� Die Gewerbetreibenden und ihrer Beauftragten haben die 
Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen zu 
beachten. 

(4)	� Die Gewerbetreibenden dürfen die Friedhofswege nur zur 
Ausübung ihrer Tätigkeit und nur mit geeigneten Fahrzeugen 
befahren. Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Fried-
hof nur vorübergehend oder nur an den dafür bestimmten 
Stellen gelagert werden. Bei Beendigung der Arbeit sind die 
Arbeits- und Lagerplätze wieder in den früheren Zustand zu 
bringen. 

(5)	� Gewerbetreibenden, die gegen die Vorschriften der Absätze 
3 und 4 verstoßen, oder bei denen die Voraussetzungen des 
Abs. 2 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, kann die 
Gemeinde die Zulassung auf Zeit oder Dauer zurücknehmen 
oder widerrufen. 

(6)	� Das Verfahren nach Abs. 1 und 2 kann über einen Einheit-
lichen Ansprechpartner im Sinne des Gesetztes über Ein-
heitliche Ansprechpartner für das Land Baden-Württemberg 
abgewickelt werden; § 42a und §§ 71a bis 71e des Lan-
desverwaltungsverfahrensgesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung finden Anwendung. 

  
III. Bestattungsvorschriften 

§ 5 Allgemeines 
(1)	� Bestattungen sind unverzüglich nach Eintritt des Todes bei 

der Gemeinde anzumelden. Wird eine Bestattung in einer 
früher erworbenen Wahlgrabstätte beantragt, so ist auf Ver-
langen der Gemeinde das Nutzungsrecht nachzuweisen. 

(2)	� Ort und Zeit der Bestattung werden von der Gemeinde fest-
gesetzt. Wünsche der Hinterbliebenen und der Geistlichen 
werden nach Möglichkeit berücksichtigt. 

(3)	� An Sonn- und Feiertagen werden keine Bestattungen und 
Beisetzungen vorgenommen. 
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(4)	� Die Erdbestattung konservierter Verstorbenen ist auf den 
Friedhöfen nicht zugelassen. Ausnahmen sind möglich bei 
Toten, die im Ausland verstorben sind und nach ausländi-
schen Vorschriften vor der Überführung konserviert werden 
mussten. 

§ 6 Särge und Urnen 
(1)	� Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im 

Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in besonderen Fällen grö-
ßere Särge erforderlich, so ist die Zustimmung der Gemeinde 
einzuholen. Die Abmessungen der Särge für Kinder können 
sich an deren Größe richten. 

(2)	� Die Särge (§ 39 des Bestattungsgesetzes, §§ 19 und 25 der 
Bestattungsverordnung) müssen fest gefügt und abgedichtet 
sein. 

(3)	� Für Erdbestattungen dürfen nur Särge aus leicht verwes-
lichem Holz (Weichholz) oder gleichwertiges Material wie 
Holz verwendet werden. Sargausstattungen müssen aus 
Materialien bestehen, die während der Ruhezeit im Erdbo-
den zerfallen. 

(4)	� Urnen und Überurnen müssen aus einem Material bestehen, 
das innerhalb der Ruhezeit verweslich ist (z.B. Naturstoffe). 

(5)	� In den Fällen, in denen die Religionszugehörigkeit eine Be-
stattung ohne Sarg vorsieht, können die Verstorbenen in 
Tüchern erdbestattet werden, sofern keine gesundheitlichen 
Gefahren zu befürchten sind. Für den Transport Verstorbener 
bis zur Grabstätte sind geschlossene Särge zu verwenden. 

  
§ 7 Ausheben der Gräber 

(1)	 Die Gemeinde lässt die Gräber ausheben und zufüllen. 
(2)	� Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberflä-

che (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindestens  
0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 

  
§ 8 Ruhezeit 

Die Ruhezeit der Verstorbenen in einem Einfachgrab beträgt  
20 Jahre, in einem Tiefgrab 25 Jahre. Die Ruhezeit der Aschen 
beträgt 15 Jahre. Bei Kindern, die vor Vollendung des 8. Lebens-
jahres verstorben sind, beträgt die Ruhezeit 15 Jahre. 
  

§ 9 Umbettungen 
(1)	� Umbettungen von Verstorbenen und Aschen bedürfen, un-

beschadet sonstiger gesetzlicher Vorschriften, der vorhe-
rigen Zustimmung der Gemeinde. Bei Umbettungen von 
Verstorbenen wird die Zustimmung nur bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes, in den ersten 10 Jahren der Ruhezeit 
nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses 
oder eines besonderen Härtefalls erteilt. Umbettungen aus 
einem Reihengrab in ein anderes Reihengrab oder aus ei-
nem Urnenreihengrab in ein anderes Urnenreihengrab sind 
innerhalb der Gemeinde nicht zulässig. Die Gemeinde kann 
Ausnahmen zulassen. 

(2)	� Nach Ablauf der Ruhezeit aufgefundene Gebeine (Überreste 
von Verstorbenen) und Urnen mit Aschen Verstorbener dür-
fen nur mit vorheriger Zustimmung der Gemeinde in belegte 
Grabstätten umgebettet werden. 

(3)	� Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist 
bei Umbettungen aus einem Reihengrab oder einem Urnen-
reihengrab der Verfügungsberechtigte, bei Umbettungen aus 
einem Wahlgrab oder einem Urnenwahlgrab der Nutzungs-
berechtigte. 

(4)	� In den Fällen des § 22 Abs. 1 Satz 3 und bei Entziehung von 
Nutzungsrechten nach § 22 Abs. 1 Satz 4 können aufgefun-
dene Gebeine (Überreste von Verstorbenen) und Urnen mit 
Aschen Verstorbener, deren Ruhezeit noch nicht abgelaufen 
ist, von Amts wegen in ein Reihengrab oder in ein Urnengrab 
umgebettet werden. Im Übrigen ist die Gemeinde bei Vor-
liegen eines zwingenden öffentlichen Interesses berechtigt, 
Umbettungen vorzunehmen. 

(5)	� Umbettungen lässt die Gemeinde durchführen. Sie bestimmt 
den Zeitpunkt der Umbettung. 

(6)	� Die Kosten der Umbettung haben die Antragsteller zu tragen. 
Dies gilt auch für den Ersatz von Schäden, die an benach-

barten Grabstätten und an Anlagen durch eine Umbettung 
entstehen, es sei denn, es liegt ein Verschulden der Gemein-
de vor. 

(7)	� Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht 
unterbrochen oder gehemmt. 

  
IV. Grabstätten 

§ 10 Allgemeines 
(1)	� Die Grabstätten sind im Eigentum des Friedhofträgers. An 

ihnen können Rechte nur nach dieser Satzung erworben 
werden. 

(2)	� Auf dem Friedhof werden folgende Arten von Grabstätten 
zur Verfügung gestellt: 

	 1.	 Reihengräber, 
	 2.	 Urnenreihengräber, 
	 3.	 Wahlgräber, 
	 4.	 Urnenwahlgräber, 
	 5.	 Halbanonymes Urnengrabfeld, 
	 6.	 Urnenwand, 
	 7.	 Kindergräber, 
	 8.	 Erdkammer 
	� Einzelne Arten von Grabstätten werden nur auf bestimmten 

Friedhöfen angeboten: 
	 -	� Alter Friedhof: nur bei bereits vorhandenen Gräbern, aus-

genommen Ziffer 8 
	 -	 Mittlerer Friedhof: nur bei bereits vorhandenen Gräbern 
	 -	 Neuer Friedhof: Ziffer 1-7 
	 -	 Oberdorfer Friedhof: Ziffer 1-4, 7+8 
(3)	� Ein Anspruch auf Überlassung einer Grabstätte in bestimm-

ter Lage sowie auf die Unveränderlichkeit der Umgebung 
besteht nicht. 

(4)	 Grüfte und Grabgebäude sind nicht zugelassen 
  

§ 11 Reihengräber 
(1)	� Reihengräber sind Grabstätten für Erdbestattungen, für die 

Bestattung von Fehlgeburten und Ungeborenen und für die 
Beisetzung von Aschen, die der Reihe nach belegt und im 
Todesfall für die Dauer der Ruhezeit zugeteilt werden. 

	� Eine Verlängerung der Ruhezeit ist nicht möglich. Verfü-
gungsberechtigter ist – sofern keine andere ausdrückliche 
Festlegung erfolgt – in nachstehender Reihenfolge 

	 1.	� wer für die Bestattung sorgen muss (§ 31 Abs. 1 Bestat-
tungsgesetz), 

	 2.	 wer sich dazu verpflichtet hat, 
	 3.	 der Inhaber der tatsächlichen Gewalt. 
(2)	 Auf dem Friedhof werden ausgewiesen: 
	 1.	� Reihengrabfelder für Verstorbene bis zum vollendeten  

8. Lebensjahr. 
	 2.	� Reihengrabfelder für Verstorbene vom vollendeten  

8. Lebensjahr ab. 
(3)	� In jedem Reihengrab wird nur ein Verstorbener beigesetzt. 

Die Gemeinde kann Ausnahmen zulassen. 
(4)	� Ein Reihengrab kann auch nach Ablauf der Ruhezeit nicht 

in ein Wahlgrab umgewandelt werden 
(5)	� Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen 

nach Ablauf der Ruhezeiten wird drei Monate vorher ortsüb-
lich oder durch Hinweise auf den betreffenden Grabfeldern 
bekanntgegeben. 

(6)	� Absätze 1, 3 und 5 gelten auch für Urnenreihengräber ent-
sprechend. 

  
§ 12 Wahlgräber 

(1)	� Wahlgräber sind Grabstätten für Erdbestattungen, für die 
Bestattung von Fehlgeburten und Ungeborenen und die 
Beisetzung von Aschen, an denen ein öffentlich-rechtliches 
Nutzungsrecht verliehen wird. Das Nutzungsrecht wird durch 
Verleihung begründet. Nutzungsberechtigter ist die durch die 
Verleihung bestimmte Person. 

(2)	� Nutzungsrechte an Wahlgräbern werden auf Antrag auf die 
Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) und Nutzungsrech-
te an Urnenwahlgräber werden auf Antrag auf Dauer von  
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20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen. Sie können nur anlässlich 
eines Todesfalls verliehen werden. Die erneute Verleihung 
eines Nutzungsrechts ist nur auf Antrag möglich. 

(3)	� Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der Grabnutzungs-
gebühr. Auf Wahlgräber, bei denen die Grabnutzungsgebühr 
für das Nutzungsrecht nicht bezahlt ist, sind die Vorschriften 
über Reihengräber entsprechend anzuwenden. 

(4)	� Ein Anspruch auf Verleihung oder erneute Verleihung von 
Nutzungsrechten besteht nicht. 

(5)	� Wahlgräber können ein- und mehrstellige Einfach- oder Tief-
gräber sein. In einem Tiefgrab sind bei gleichzeitig laufenden 
Ruhezeiten nur zwei Bestattungen übereinander zulässig. 

(6)	� Die Gemeinde kann zulassen, dass in einem Wahlgrab (§ 
10 Abs. 1 Ziff. c) an Stelle einer Erdbestattung eine Urne 
beigesetzt oder in ein bereits belegtes Wahlgrab eine Urne 
zugebettet wird. 

(7)	� Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur statt-
finden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht übersteigt 
oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ab-
lauf der Ruhezeit erneut verliehen worden ist. 

(8)	� Der Nutzungsberechtigte soll für den Fall seines Ablebens 
seinen Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen. Dieser ist 
aus dem nachstehend genannten Personenkreis zu benen-
nen. Wird keine Regelung getroffen, so geht das Nutzungs-
recht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des 
verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren Zustimmung 
über 

	 1.	� auf die Ehegattin oder den Ehegatten, die Lebenspart-
nerin oder den Lebenspartner, 

	 2.	 auf die Kinder, 
	 3.	 auf die Stiefkinder, 
	 4.	� auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer 

Väter oder Mütter, 
	 5.	 auf die Eltern, 
	 6.	 auf die Geschwister, 
	 7.	 auf die Stiefgeschwister, 
	 8.	 auf die nicht unter 1. bis 7. fallenden Erben. 
	� Innerhalb der einzelnen Gruppen Nrn. 2 bis 4 und 6 bis 8 wird 

jeweils der Älteste nutzungsberechtigt. Das gleiche gilt beim 
Tod eines Nutzungsberechtigten, auf den das Nutzungsrecht 
früher übergegangen war. 

(9)	� Ist der Nutzungsberechtigte an der Wahrnehmung seines 
Nutzungsrechts verhindert oder übt er das Nutzungsrecht 
nicht aus, so tritt der nächste in der Reihenfolge nach Abs. 
7 Satz 3 an seine Stelle. 

(10)	� Jeder, auf den ein Nutzungsrecht übergeht, kann durch Er-
klärung gegenüber der Gemeinde auf das Nutzungsrecht 
verzichten; diese geht auf die nächste Person in der Rei-
henfolge des Abs. 7 Satz 3 über. 

(11) 	�Der Nutzungsberechtigte kann mit Zustimmung der Gemein-
de das Nutzungsrecht auf eine der in Abs. 7 Satz 3 genann-
ten Person übertragen. 

(12)	� Der Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssat-
zung und der dazu ergangenen Regelungen das Recht, in 
der Wahlgrabstätte bestattet zu werden und über die Be-
stattung sowie über die Art der Gestaltung und der Pflege 
der Grabstätte zu entscheiden. Verstorbene, die nicht zu 
dem Personenkreis des Abs. 7 Satz 3 gehören, dürfen in 
der Grabstätte nicht bestattet werden. Die Gemeinde kann 
Ausnahmen zulassen. 

(13)	� Auf das Nutzungsrecht kann jederzeit nach Ablauf der letz-
ten Ruhezeit verzichtet werden. 

(14)	� Mehrkosten, die der Gemeinde beim Ausheben des Gra-
bes zu einer weiteren Bestattung durch die Entfernung von 
Grabmalen, Fundamenten und sonstigen Grabausstattungen 
entstehen, hat der Nutzungsberechtigte zu erstatten, falls 
er nicht selbst rechtzeitig für die Beseitigung dieser Gegen-
stände sorgt. 

(15)	� Das bestehende Nutzungsrecht muss verlängert werden, 
wenn in einem vorhandenen Wahlgrab eine Bestattung vor-
genommen werden soll und die vorgeschriebene Ruhe-
zeit dadurch die bisherige Nutzungsdauer des betreffenden 

Wahlgrabes übersteigt. Die Verlängerung – bei Mehrfachgrä-
bern für sämtliche Grabstellen - wird bis zu dem Zeitpunkt, 
zu dem diese Ruhezeit endet, vorgenommen. 

(16)	 In Wahlgräbern können auch Urnen beigesetzt werden. 
(17)	 Diese Vorschriften gelten entsprechend für Urnenwahlgräber. 
  

§ 13 Urnenreihen-/ Urnenwahlgräber, Urnenkammern 
und halbanonyme Urnenerdgräber 

(1)	� Urnenreihen- und Urnenwahlgräber sind Aschengrabstätten 
als Urnenstätten in Grabfeldern oder Nischen unterschiedli-
cher Größe in Mauern, Terrassen und Hallen, die ausschließ-
lich der Beisetzung von Aschen Verstorbener dienen. 

(2)	� In einem Urnenwahlgrab können mehrere Urnen beigesetzt 
werden, sofern die Ruhezeit der vorher beigesetzten Urne 
nicht überschritten wird. 

(3)	� Die Anzahl der Urnen, die beigesetzt werden können, richtet 
sich nach der Größe der Aschengrabstätte; zulässig sind 5 
Urnen. 

(4)	� Soweit sich aus der Friedhofssatzung nichts anderes ergibt, 
gelten die Vorschriften für Reihen- und Wahlgräber entspre-
chend für Urnenstätten. 

(5)	� Den Angehörigen ist es nach der Beisetzung in der Urnen-
wand bzw. dem halbanonymen Urnenerdgrab einmalig ge-
stattet, Blumen und kleine Kränze an der von der Gemeinde 
bestimmten Stelle abzulegen, welche drei Wochen nach der 
Beisetzung von der Gemeinde entfernt und in die Ausseg-
nungshalle gestellt werden. Dort können sie jederzeit von 
den Angehörigen mitgenommen werden. 

(6)	� An der Urnenwand werden kleine Vasen mit Blumen o.ä. vor 
der jeweiligen Glasplatte, sofern sie andere Urnenkammern 
nicht tangieren, erlaubt. 

(7)	� Die Pflege des halbanonymen Urnenfeldes erfolgt aus-
schließlich durch die Gemeinde. Grabschmuck wie Blumen, 
Kerzen u. ä. darf nur an der von der Gemeinde bestimmten 
Stelle abgelegt werden. 

  
V.  Grabmale und sonstige Grabausstattungen 

§ 14 Auswahlmöglichkeiten 
(1)	� Auf dem Friedhof werden Grabfelder ohne Gestaltungsvor-

schriften und Grabfelder mit Gestaltungsvorschriften einge-
richtet. 

(2)	� Bei der Zuweisung einer Grabstätte bestimmt der Antrag-
steller, ob diese in einem Grabfeld mit oder ohne Gestal-
tungsvorschriften liegen soll. Entscheidet er sich für ein 
Grabfeld mit Gestaltungsvorschriften, so besteht auch die 
Verpflichtung, die in Belegungs- und Grabmalplänen für das 
Grabfeld festgesetzten Gestaltungsvorschriften einzuhalten. 
Wird von dieser Auswahlmöglichkeit nicht rechtzeitig vor der 
Bestattung Gebrauch gemacht, so erfolgt die Bestattung in 
einem Grabfeld ohne Gestaltungsvorschriften. 

  
§ 15 Allgemeiner Gestaltungsgrundsatz 

Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen der Würde 
des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamt-
anlage entsprechen. 
  

§ 16 Grabfelder mit Gestaltungsvorschriften 
(1)	� In Grabfeldern mit Gestaltungsvorschriften müssen nach Ab-

lauf der Frist in § 17 Abs. 1 Satz 2 Grabmale errichtet werden. 
Grabmale und sonstige Grabausstattungen in Grabfeldern 
mit Gestaltungsvorschriften müssen in ihrer Gestaltung, 
Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung erhöhten 
Anforderungen entsprechen. 

(2)	� Für Grabmale dürfen nur Natursteine, Holz, Schmiedeeisen 
oder Bronze verwendet werden. Findlinge, findlingsähnliche 
unbearbeitete bruchrauhe sowie grellweiße oder tiefschwar-
ze Steine sind nicht zugelassen. 

(3)	� Bei der Gestaltung und der Bearbeitung sind folgende Vor-
schriften einzuhalten: 

	 1.	� Die Grabmale müssen auf allen Seiten gleichmäßig be-
arbeitet sei; Politur und Feinschliff sind nicht zulässig. 
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	 2.	 Die Grabmale dürfen keinen Sockel haben. 
	 3.	� Schriftrücken und Schriftbossen für weitere Inschriften 

können beschliffen sein. 
	 4.	� Schriften, Ornamente und Symbole sind auf das Material, 

aus dem das Grabmal besteht, werkgerecht abzustim-
men.

		�  Sie müssen gut verteilt und dürfen nicht aufdringlich groß 
sein. Unzulässig ist die Verwendung von Gold und Silber. 

	 5.	� Firmenbezeichnungen dürfen nur unauffällig und nicht 
auf der Vorderseite des Grabmals angebracht werden. 

(4)	� Auf den Grabstätten sind nicht zulässig, Grabmale und Gra-
bausstattung 

	 1.	� mit in Zement aufgesetztem figürlichen oder ornamen-
talen Schmuck, 

	 2.	 mit Farbanstrich auf Stein, 
	 3.	� mit Glas, Emaille, Porzellan oder Kunststoffen in jeder 

Form. 
(5)	� Auf Grabstätten für Erdbestattungen sind Grabmale bis zur 

Höhe von 1,20 m ab der Oberkante der Einfassungsplatten 
und bis zu folgenden Größen zulässig: 

	 1.	 auf einstelligen 
		  Grabstätten � bis zu 0,60 qm Ansichtsfläche 
	 2.	 auf zwei- und mehrstelligen 
		  Grabstätten � bis zu 0,70 qm Ansichtsfläche 
(6)	� Auf Urnengrabstätten sind Grabmale bis zu folgenden Grö-

ßen zulässig: 
	 1.	� auf einstelligen Urnengrabstätten nur liegende Grabmale 

bis zu 0,30 m² Ansichtsfläche 
	 2.	� auf mehrstelligen Urnengrabstätten bis zu 0,50 m² An-

sichtsfläche. 
(7)	� Liegende Grabmale dürfen nur flach oder flach geneigt auf 

die Grabstätte gelegt werden; sie sind nicht in Verbindung 
mit stehenden Grabmalen zulässig. 

(8)	� Grabeinfassungen jeder Art - auch aus Pflanzen – sind nicht 
zulässig, soweit die Gemeinde die Grabzwischenwege in den 
einzelnen Grabfeldern mit Trittplatten belegt. 

(9)	� An Kolumbarien bzw. Urnennischen dürfen Grabschmuck, 
wie Blumenschmuck, Kerzen u. Ä. nicht angebracht oder 
abgelegt werden. 

(10)	� Die Gemeinde stellt in den einzelnen Grabfeldern ein jeweils 
einheitliches, durchgehendes Fundament für die Aufstellung 
und die Befestigung der Grabmale her. 

(11)	� Die Gemeinde kann unter Berücksichtigung der Gesamt-
gestaltung des Friedhofs und im Rahmen von Abs. 1 Aus-
nahmen von den Vorschriften der Absätze 2 bis 9 und auch 
sonstige Grabausstattungen zulassen. 

(12)	� Im neuen Friedhof in Langenargen ist eine Urnenwand errich-
tet. Die Abdeckung der Grabkammern ist mit einer Glasplatte 
vorzunehmen. Die Glasplatte kann nur über das Friedhof-
samt der Gemeinde bezogen werden. 

(13)	� Beim halbanonymen Urnengemeinschaftsfeld sind Granit-
stelen errichtet, an denen die Namenstafeln der Verstorbe-
nen von der Gemeinde angebracht werden. Die Namensta-
feln sind aus Bronzeguss mit einer Grundplatte von 8 mm 
Stärke, im Format 30 x 5 cm mit aufgesetzter Schrift. Auf 
die Namenstafel sind Name, Vorname sowie Geburts- und 
Sterbedatum anzubringen. Ornamente bzw. Symbole sind 
ausgeschlossen. Lichtbilder oder sonstige Sachen dürfen 
an den Tafeln und an den Stelen nicht angebracht oder be-
festigt werden. 

  
§ 17 Genehmigungserfordernisse 

(1)	� Die Errichtung von Grabmalen bedarf der vorherigen schrift-
lichen Genehmigung der Gemeinde. Ohne Genehmigung 
sind bis zur Dauer von zwei Jahren nach der Bestattung 
oder Beisetzung provisorische Grabmale als Holztafeln bis 
zur Größe von 15 mal 30 cm und Holzkreuze zulässig. 

(2)	� Dem Antrag ist die Zeichnung über den Entwurf des Grab-
mals im Maßstab 1:10 zweifach beizufügen. Dabei ist das zu 
verwendende Material, seine Bearbeitung, der Inhalt und die 
Anordnung der Schrift, der Ornamente und Symbole sowie 
die Fundamentierung anzugeben. Soweit erforderlich, kann 

die Gemeinde Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und 
der Symbole im Maßstab 1:1 unter Angabe des Materials, 
seiner Bearbeitung und der Form verlangen. In besonderen 
Fällen kann die Vorlage eines Modells oder das Aufstellen 
einer Attrappe auf der Grabstätte verlangt werden. 

(3)	� Die Errichtung aller sonstigen Grabausstattungen bedarf 
ebenfalls der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Ge-
meinde. Abs. 2 gilt entsprechend. 

(4)	� Die Genehmigung erlischt, wenn das Grabmal oder die sons-
tige Grabausstattung nicht innerhalb von zwei Jahren nach 
Erteilung der Genehmigung errichtet worden ist. 

(5)	� Die Grabmale sind so zu liefern, dass sie vor ihrer Aufstel-
lung von der Gemeinde überprüft werden können. 

(6)	� Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn alle Voraussetzungen 
dieser Friedhofssatzung erfüllt werden. 

  
§ 18 Standardsicherheit 

Grabmale und sonstige Grabausstattungen müssen standsicher 
sein. Sie sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein an-
erkannten Regeln des Handwerks zu fundamentieren und zu 
befestigen. Steingrabmale müssen aus einem Stück hergestellt 
sein und dürfen folgende Mindeststärken nicht unterschreiten: 
Stehende Grabmale 
bis 1,20 m Höhe: 14 cm 
bis 1,40 m Höhe: 16 cm 
ab 1,40 m Höhe: 18 cm. 
Grabmale und Grabeinfassungen dürfen nur von fachkundigen 
Personen (i.d.R. Bildhauer, Steinmetze) errichtet werden 
  

§ 19 Unterhaltung 
(1)	� Die Grabmale und die sonstigen Grabausstattungen sind 

dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu hal-
ten und entsprechend zu überprüfen. Verantwortlich dafür 
ist bei Reihengrabstätten und Urnenreihengrabstätten der 
Verfügungsberechtigte, bei Wahlgrabstätten und Urnen-
wahlgrabstätten der Nutzungsberechtigte. 

(2)	� Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen und sonstigen 
Grabausstattungen gefährdet, so sind die für die Unter-
haltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe 
zu schaffen. Bei Gefahr im Verzug kann die Gemeinde auf 
Kosten des Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. 
Umlegung von Grabmalen, Absperrungen) treffen. Wird der 
ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung 
der Gemeinde nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden 
angemessenen Frist beseitigt, so ist die Gemeinde berech-
tigt, dies auf Kosten des Verantwortlichen zu tun oder nach 
dessen Anhörung das Grabmal oder die sonstige Grabaus-
stattung zu entfernen. Die Gemeinde bewahrt diese Sachen 
drei Monate auf. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder 
nicht ohne weiteres zu ermitteln, so genügt ein sechswö-
chiger Hinweis auf der Grabstätte. 

  
§ 20 Entfernung 

(1)	� Grabmale und sonstige Grabausstattungen dürfen vor Ablauf 
der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts nur mit vorheriger 
schriftlicher Zustimmung der Gemeinde von der Grabstätte 
entfernt werden. 

(2)	� Nach Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts sind die 
Grabmale und die sonstigen Grabausstattungen zu entfer-
nen. Wird diese Verpflichtung trotz schriftlicher Aufforde-
rung der Gemeinde innerhalb einer jeweils festzusetzenden 
angemessenen Frist nicht erfüllt, so kann die Gemeinde die 
Grabmale und die sonstigen Grabausstattungen im Wege 
der Ersatzvornahme nach dem Landesverwaltungsvollstre-
ckungsgesetz selbst entfernen; § 19 Abs. 2 Satz 5 ist ent-
sprechend anwendbar. Die Gemeinde bewahrt diese Sachen 
drei Monate auf. 

(3)	� Bei der Urnenwand sowie dem halbanonymen Urnenerdgrab 
werden die Urnenplatten bzw. die Namenstafeln an den Ur-
nenstelen durch die Gemeinde entfernt. 
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VI. Herrichten und Pflege der Grabstätten 

§ 21 Allgemeines 
(1)	� Alle Grabstätten müssen der Würde des Ortes entsprechend 

hergerichtet und dauernd gepflegt werden. Verwelkte Blu-
men und Kränze sind von den Grabstätten zu entfernen und 
an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulagern. 

(2)	� Die Höhe und die Form der Grabhügel und die Art ihrer Ge-
staltung sind dem Gesamtcharakter des Friedhofes, dem 
besonderen Charakter des Friedhofteils und der unmittel-
baren Umgebung anzupassen. Bei Plattenbelägen zwischen 
den Gräbern (§ 16 Abs. 8) dürfen die Grabbeete nicht höher 
als die Platten sein. Die Grabstätten dürfen nur mit solchen 
Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die 
öffentlichen Anlagen nicht beeinträchtigen. 

(3)	� Für das Herrichten und für die Pflege der Grabstätte hat der 
nach § 19 Abs. 1 Verantwortliche zu sorgen. Die Verpflich-
tung erlischt erst mit dem Ablauf der Ruhezeit bzw. des 
Nutzungsrechts. 

(4)	� Die Grabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach 
der Belegung hergerichtet sein. 

(5)	� Die Grabstätten sind nach Ablauf der Ruhezeit oder dem 
Nutzungsrecht abzuräumen. § 20 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(6)	� Das Herrichten, die Unterhaltung und jede Veränderung der 
gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt 
ausschließlich der Gemeinde. Verfügungs- bzw. Nutzungs-
berechtigte sowie die Grabpflege tatsächlich vornehmenden 
Personen sind nicht berechtigt, diese Anlagen der Gemeinde 
zu verändern. 

(7)	� In Grabfeldern mit Gestaltungsvorschriften (§ 16) ist die ge-
samte Grabfläche zu bepflanzen. Ihre gärtnerische Gestal-
tung muss den erhöhten Anforderungen entsprechen und 
auf die Umgebung abgestimmt werden; nicht zugelassen 
sind insbesondere Bäume und großwüchsige Sträucher, 
Grabgebinde aus künstlichen Werkstoffen und das Aufstel-
len von Bänken. 

(8)	� Gartengeräte, Blumenvasen, Gießkannen etc. dürfen am 
Grab (insbesondere hinter dem Grab) nicht aufbewahrt wer-
den. Der Würde des Ortes nicht entsprechende Gefäße wie 
Flaschen, Büchsen, Tassen etc. als Behälter für Blumen oder 
Weihwasser dürfen nicht verwendet werden. Die Friedhofs-
verwaltung ist berechtigt, unerlaubt abgelegte Gegenstände 
zu entfernen. Eine Aufbewahrungspflicht besteht nicht. 

  
§ 22 Vernachlässigung der Grabpflege 

(1)	� Wird eine Grabstätte nicht hergerichtet oder gepflegt, so hat 
der Verantwortliche (§ 19 Abs. 1) auf schriftliche Aufforderung 
der Gemeinde die Grabstätte innerhalb einer jeweils festge-
setzten Frist in Ordnung zu bringen. Ist der Verantwortliche 
nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, so ge-
nügt ein dreimonatiger Hinweis auf der Grabstätte. Wird die 
Aufforderung nicht befolgt, so können Reihengrabstätten 
und Urnenreihengrabstätten von der Gemeinde abgeräumt, 
eingeebnet und eingesät werden. Bei Wahlgrabstätten und 
Urnenwahlgrabstätten kann die Gemeinde in diesem Fall die 
Grabstätte im Wege der Ersatzvornahme nach dem Landes-
verwaltungsvollstreckungsgesetz in Ordnung bringen lassen 
oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen. 
In dem Entziehungsbescheid ist der Nutzungsberechtigte 
aufzufordern, das Grabmal und die sonstigen Grabausstat-
tungen innerhalb von drei Monaten nach Unanfechtbarkeit 
des Entziehungsbescheids zu entfernen. 

(2)	� Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 ent-
sprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist der 
Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu 
ermitteln, so kann die Gemeinde den Grabschmuck entfer-
nen. 

(3)	� Zwangsmaßnahmen nach Abs. 1 und 2 sind dem Verant-
wortlichen vorher anzudrohen. 

  

VII.  Benutzung der Aussegnungshalle 
§ 23 Benutzung der Aussegnungshalle 

(1)	� Die Aussegnungshalle dient der Aufnahme der Verstorbenen 
bis zur Bestattung. Sie darf nur in Begleitung eines Ange-
hörigen des Friedhofspersonals oder mit Zustimmung der 
Gemeinde betreten werden. 

(2)	� Sofern keine gesundheitlichen oder sonstigen Bedenken 
bestehen, können die Angehörigen den Verstorbenen wäh-
rend der festgesetzten Zeiten sehen. 

(3)	� Für Schmucksachen oder andere Wertgegenstände, mit 
denen der Verstorbene versehen ist oder die während der 
Aufbahrung des Verstorbenen in der Aussegnungshalle bei-
gegeben werden, übernimmt die Gemeinde keine vermö-
gensrechtliche Haftung. 

  
VIII.  Haftung, Ordnungswidrigkeiten 

§ 24 Obhuts- und Überwachungspflicht, Haftung 
(1)	� Der Gemeinde obliegen keine über die Verkehrssicherungs-

pflicht hinausgehende Obhuts- und Überwachungspflichten. 
Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht-
satzungsgemäße Benutzung des Friedhofs, seiner Anlage 
und Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere 
entstehen. Im Übrigen haftet die Gemeinde nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über Amtshaf-
tung bleiben unberührt. 

(2)	� Verfügungsberechtigte und Nutzungsberechtigte haften für 
die schuldhaft verursachten Schäden, die infolge einer un-
sachgemäßen oder den Vorschriften der Friedhofssatzung 
widersprechenden Benutzung oder eines mangelhaften Zu-
standes der Grabstätten entstehen. Sie haben die Gemeinde 
von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen solcher 
Schäden geltend gemacht werden. Gehen derartige Schä-
den auf mehrere Verfügungsberechtigte oder Nutzungsbe-
rechtigte zurück, so haften diese als Gesamtschuldner. 

(3)	� Absatz 2 findet sinngemäße Anwendung auf die nach § 4 
zugelassenen Gewerbetreibenden, auch für deren Bediens-
tete. 

  
§ 25 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 49 Abs. 3 Nr. 2 des Bestat-
tungsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
(1)	� den Friedhof entgegen der Vorschrift des § 2 betritt, (2)ent-

gegen § 3 Abs. 1 und 2 
	 a)	� sich auf dem Friedhof nicht der Würde des Ortes ent-

sprechend verhält oder die Weisungen des Friedhofs-
personals nicht befolgt 

	 b)	 die Wege mit Fahrzeugen aller Art befährt, 
	 c)	� während einer Bestattung oder einer Gedenkfeier in der 

Nähe Arbeiten ausführt, 
	 d)	� den Friedhof und seine Einrichtungen verunreinigt oder 

beschädigt sowie Rasenflächen und Grabstätten unbe-
rechtigterweise betritt, 

	 e)	� Tiere mitbringt, ausgenommen Blindenhunde, 
	 f)	� Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten 

Stellen ablagern, 
	 g)	 Waren und gewerbliche Dienste anbietet, 
	 h)	 Druckschriften verteilt. 
(3)	� eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof ohne Zulassung 

ausübt (§ 4 Abs. 1) 
(4)	� als Verfügungs- oder Nutzungsberechtigter oder als Gewer-

betreibender Grabmale und sonstige Grabausstattungen 
ohne oder abweichend von der Genehmigung errichtet (§ 
17 Abs. 1 und 3) oder entfernt (§ 20 Abs. 1), 

(5)	� Grabmale und sonstige Grabausstattungen nicht in verkehrs-
sicherem Zustand hält (§ 19 Abs. 1). 

  
IX. Bestattungsgebühren 

§ 26 Erhebungsgrundsatz 
Für die Benutzung der gemeindlichen Bestattungseinrichtungen 
und für Amtshandlungen auf dem Gebiet des Friedhofs- und 
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Bestattungswesens werden Gebühren nach den folgenden Be-
stimmungen erhoben. 
  

§ 27 Gebührenschuldner 
(1)	 Zur Zahlung der Verwaltungsgebühren ist verpflichtet 
	 1.	� wer die Amtshandlung veranlasst oder in wessen Inter-

esse sie vorgenommen wird; 
	 2.	� wer die Gebührenschuld der Gemeinde gegenüber durch 

schriftliche Erklärung übernommen hat oder für die Ge-
bührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(2)	 Zur Zahlung der Benutzungsgebühr ist verpflichtet 
	 1.	 wer die Benutzung der Bestattungseinrichtung beantragt; 
	 2.	� die bestattungspflichtigen Angehörigen der verstorbenen 

Person (Ehegatte oder Ehegattin, Lebenspartner oder 
Lebenspartnerin, volljährige Kinder, Eltern, Großeltern, 
volljährige Geschwister und Enkelkinder). 

(3)	 Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
  

§ 28 Entstehung und Fälligkeit der Gebühren 
(1)	 Die Gebührenschuld entsteht 
	 1.	� bei Verwaltungsgebühren mit der Beendigung der Amts-

handlung, 
	 2.	� bei Benutzungsgebühren mit der Inanspruchnahme der 

Bestattungseinrichtungen und bei Grabnutzungsgebüh-
ren mit der Verleihung des Nutzungsrechts. 

(2)	� Die Verwaltungsgebühren werden mit der Bekanntgabe der 
Gebührenfestsetzung an den Gebührenschuldner, die Grab-
nutzungsgebühren für Wahlgräber mit der Aushändigung der 
Urkunde über die Verleihung des Nutzungsrechts und die 
übrigen Benutzungsgebühren einen Monat nach Bekannt-
gabe der Gebührenfestsetzung fällig. 

  
§ 29 Verwaltungs- und Benutzungsgebühren 

(1)	� Die Höhe der Verwaltungs- und Benutzungsgebühren rich-
tet sich nach dem als Anlage zu dieser Satzung beigefügten 
Gebührenverzeichnis. 

(2)	� Ergänzend findet die Satzung über die Erhebung von Ver-
waltungsgebühren - Verwaltungsgebührenordnung - in der 
jeweiligen Fassung entsprechend Anwendung. 

  
X. Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 30 Umwandlung von Grabarten 
Bei vorhandenen Kindergräbern besteht bis zwei Monate nach 
in Kraft treten dieser Satzung einmalig die Möglichkeit, das Rei-
hengrab in ein einstelliges Wahlgrab einfachtief ohne Zubettungs-
möglichkeit umzuwandeln. 
  

§ 31 Inkrafttreten 
(1)	 Diese Satzung tritt am 01.03.2022 in Kraft. 
(2)	� Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Friedhofssatzung vom 

25.06.1984 mit allen späteren Änderungen außer Kraft. 

Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder auf 
Grund der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird 
nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich 
oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntma-
chung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde Langenargen 
geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vor-
schriften über die

Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekannt-
machung der Satzung verletzt worden sind. 
	 Ausgefertigt! 
Langenargen, 21.02.2022	 Langenargen, 22.02.2022 

Ole Münder	 Ole Münder 
Bürgermeister	 Bürgermeister 

Anlage zur Friedhofssatzung vom 21.02.2022 

Gebührenverzeichnis: 
VERWALTUNGSGEBÜHREN   

1. Übertragung oder Verlängerung eines Nutzungs-
rechtes

9,00 € 

2. Genehmigung zur Beisetzung auswärtiger Per-
sonen

9,00 € 

3. Genehmigung zur Ausgrabung oder Umbetten 
von Leichen, Gebeinen und Urnen

48,00 € 

4. Genehmigung zur Aufstellung oder Veränderung 
eines Grabmals

39,00 € 

BENUTZUNGSGEBÜHREN   
1.	 Herstellen und Schließen eines Grabes   
	 1.1	 je Grabstätte (bis 1,80 m Tiefe)  � 729,00 € 
	 1.2	 eines Kindergrabes –Totgeburten
		  - (bis 0,60 m Sarglänge)  � 391,00 € 
	 1.3 	 eines Kindergrabes (bis 1,00 m Sarglänge)  �462,00 € 
	 1.4 	 eines Kindergrabes (bis 1,60 m Sarglänge)  �602,00 € 
	 1.5 	 Urnen im Erdgrab  � 260,00 € 
	 1.6 	 Urnen in der Urnenkammer   � 127,00 € 
	 1.7 	 Zuschlag für Tiefgrab   � 167,00 € 
2.	 Beisetzung   
	 2.1 	 von Personen von 8 und mehr Jahren  � 145,00 € 
	 2.2 	 von Personen unter 8 Jahren  � 145,00 € 
	 2.3 	 von Totgeburten  � 145,00 € 
	 2.4 	 Urnen mit oder ohne Trauerfeier  � 145,00 € 
	 2.5 	 für Sargträger pro Person  � 40,00 € 
	 2.6 	 Aussegnung des Sarges in 
		  der Aussegnungshalle  � 85,00 € 
3.	 Überlassung eines Reihengrabes   
	 3.1 	 an Personen von 8 und mehr Jahren � 1.621,00 € 
	 3.2 	 Urnengrab  � 1.006,00 € 
	 3.3 	 Urnengrab in der Urnenwand 
		  - Urnenreihenkammer hoch� 965,00 € 
		  - Urnenreihenkammer tief   � 965,00 € 
	 3.4 	 Halbanonymes 
		  Urnengemeinschaftsgrabfeld  � 1.023,00 € 
4.	 Verleihung besonderer Grabnutzungsrechte    
	 4.1 	 Wahlgrab   
	 4.1.1 	Wahlgrab einfachbreit, doppeltief  � 2.432,00 € 
	 4.1.2 	Wahlgrab doppelbreit, doppeltief  � 3.758,00 € 
	 4.1.3 	Wahlgrab 3-stellig, doppeltief  � 5.083,00 € 
	 4.2 	 Kinderwahlgrab  � 600,00 € 
	 4.3 	 Urnenwahlgrab  � 2.144,00 € 
	 4.4 	 Urnenwahlgrab in der Urnenwand   
		  - Urnen-Doppelkammer hoch   � 1.529,00 € 
		  - Urnen-Doppelkammer tief   � 1.522,00 € 
		  - Urnen-Einzelkammer hoch   � 1.323,00 € 
		  - Urnen-Einzelkammer tief   � 1.323,00 € 
	 4.5.1 	 für die Dauer einer Nutzungsperiode bei Nr. 4.1 bis 4.4   
	 4.5.2 	� für eine davon abweichende Nutzungsdauer anteilig 

nach dem Verhältnis der Nutzungsperiode zur erneuten 
Nutzungsdauer; es findet eine monatsgenaue Abrech-
nung statt. 

5.	 Benutzung 
	 5.1 	 der Aussegnungshalle für eine Trauerfeier  � 200,00 € 
	 5.2 	 der Leichenzelle je angefangenen Tag  � 35,00 € 
6.	 sonstige Verrichtungen 
	 6.1	 des Fremdpersonals auf Anordnung 
		  der Friedhofsverwaltung nach 
		  Einzelnachweis je Stunde  � 80,00 € 
	 6.2	 Kompressor nach Einzelnachweis je Stunde  128,00 € 
	 6. 	 Bagger nach Einzelnachweis je Stunde  � 128,00 € 
7.	 Erschwerniszuschläge 
	 7.1	 für das Ausgraben, Umbetten oder 
		  Tieferlegen von Leichen oder Gebeinen  � 1.030,00 € 
	 7.2	 für das Umbetten von Urnen  � 180,00 € 
8.	 Grababräumung 
	 8.1	 Einzelgrab  � 283,00 € 
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	 8.2 	 Doppelgrab, mehrstelliges Grab   � 417,00 € 
	 8.3 	 Kindergrab, Urnengrab   � 198,00 € 
9. 	 Glasplatte für Urnenwand   
	 9.1 	 Glasplatte  � 401,00 € 
	 9.2 	 Austausch der Blanko-Platte  � 20,00 € 
10. 	Urnenschild für halbanonymes 
	 Urnengemeinschaftsgrabfeld  � 386,00 € 
11.	 Wochenendzuschlag   
	 11.1 	 Zuschlag zu Nr. 2   � 50 %
 

Gemeindenachrichten

Neue Baby-Musikgartenkurse ab März 
an der Musikschule Langenargen 
Mit dem Beginn des Frühjahrs starten ab dem 07.03.2022 die be-
liebten Baby-Musikgartenkurse an der Musikschule Langenargen 
unter Leitung von Anita Zimmermann. 
In diesen Kursen wird auf spielerische Art und Weise mit Tönen, 
Klängen, Rhythmen und Geräuschen die Sinneswahrnehmung 
und Konzentration sowie die Entwicklung der Musikalität im zar-
ten Kindesalter gefördert und geweckt. Ganz ohne Leistungs-
druck werden die Kinder so mit ihren Begleitpersonen an die 
Musik herangeführt und sind eingeladen, die Stunde musikalisch 
mitzugestalten. 
Die Kurse finden jeweils montags statt um:
•	 09.00 Uhr  Musikgarten ab 12 Monate
•	 10.00 Uhr  Musikgarten ab 6 Monate
•	 11.00 Uhr  Musikgarten ab 18 Monate
 
Anmeldungen bitte via E-Mail an maucher@musikschule-langen-
argen.de. Weitere Fragen können Sie gerne an die Musikschul-
leitung (Tel. 07543/931812 oder an info@musikschule-langenar-
gen) richten.  

Landesfamilienpass 
Die neuen Gutscheinkarten 2022 für den Landesfamilienpass 
können ab sofort gegen Vorlage des Landesfamilienpasses beim 
Bürgerservice PLUS abgeholt werden. 
Eine Liste aller Staatlichen Schlösser, Gärten und Museen in 
Baden-Württemberg, die mit dem Landesfamilienpass besucht 
werden können, sowie eine Liste der nichtstaatlichen Anbieter 
finden Sie auf der Homepage des Ministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren unter www.sozial-
ministerium-bw.de/landesfamilienpass. Hier können Sie auch alle 
Neuerungen für das Jahr 2022 entnehmen. 
Einen Landesfamilienpass können folgende Personen erhalten:
•	 Familien mit mindestens drei kindergeldberechtigten Kindern, 

die mit ihren Eltern in häuslicher Gemeinschaft leben,

•	 Alleinerziehende, die mit mindestens einem kindergeldberech-
tigten Kind in häuslicher Gemeinschaft leben,

•	 Familien, die mit mindestens einem kindergeldberechtigten, 
schwer behinderten Kind mit mindestens 50 v. H. Erwerbsmin-
derung in häuslicher Gemeinschaft leben,

•	 Familien, die Hartz IV- oder kinderzuschlagsberechtigt sind, und 
mit mindestens einem kindergeldberechtigten Kind in häuslicher 
Gemeinschaft leben und

•	 Familien, die Leistungen aus dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) erhalten und mit mindestens einem Kind in häuslicher 
Gemeinschaft leben.

Antragsberechtigte, die noch keinen Landesfamilienpass besitzen, 
können diesen beim Bürgerservice PLUS beantragen. 

Verbandsversammlung des Zweckverbands 
Breitband Bodenseekreis stellt Jahresabschluss 
2021 fest.  
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Verbandsversammlung des Zweckverbands Breitband Bodenseekreis stellt 
Jahresabschluss 2021 fest.  
 
Friedrichshafen, 16. Februar 2022  
 
In der 10. Sitzung der Verbandsversammlung im Säntissaal des Landratsamts 
Friedrichshafen am 11. Februar 2022 wurde der Jahresabschluss für das 
abgelaufene Wirtschaftsjahr 2021 einstimmig beschlossen und die Verbandsumlage 
in Höhe von 303.471,97 Euro festgelegt. Diese Betriebskostenumlage wird auf alle 
Verbandsmitglieder des ZVBB nach dem in der Satzung festgelegten 
einwohnerbasierten Verteilerschlüssel umgelegt. Auf die Gemeinde Langenargen 
entfallen für das Jahr 2021 insgesamt 19.937,36 Euro. 
Die Bilanzsumme des Zweckverbands ist gegenüber dem Jahr 2020 von 320.734 
Euro auf 1.173.968 Euro gestiegen. Auf das Anlagevermögen entfallen davon 
577.222 Euro, auf das Umlaufvermögen 596.746 Euro.  
 
Mit dem Beschluss wurden auch dem Verbandsvorsitzenden Bürgermeister Reinhold 
Schnell sowie dem Geschäftsführer Bernhard Schultes Entlastung erteilt. 
 
Im weiteren Verlauf der Sitzung stellte sich die TeleData GmbH als neuer 
Netzbetreiber für das gesamte Glasfasernetz des Zweckverbands vor. 
Vorausgegangen war eine EU-weite Ausschreibung, aus der die TeleData GmbH als 
obsiegender Bieter hervorging. Der Netzbetriebsvertrag hat eine Laufzeit von 
zunächst zwölf Jahren mit Verlängerungsoption von zweimal je vier Jahre.  
 
Die nächste Sitzung der Verbandsversammlung findet am 8. April im Rathaus 
Markdorf statt. 
 
 
 
Zweckverband Breitband Bodenseekreis 
Hermann-Metzger-Str. 5 
88045 Friedrichshafen 
 
www.zvbb.de 
info@zvbb.de 
Tel. +49 7541 3986950 
 

In der zehnten Sitzung der Verbandsver-
sammlung im Säntissaal des Landratsamts 
Friedrichshafen am 11. Februar 2022 wur-
de der Jahresabschluss für das abgelau-

fene Wirtschaftsjahr 2021 einstimmig beschlossen und die Ver-
bandsumlage in Höhe von 303.471,97 Euro festgelegt. Diese 
Betriebskostenumlage wird auf alle Verbandsmitglieder des ZVBB 
nach dem in der Satzung festgelegten einwohnerbasierten Ver-
teilerschlüssel umgelegt. Auf die Gemeinde Langenargen entfal-
len für das Jahr 2021 insgesamt 19.937,36 Euro. 
Die Bilanzsumme des Zweckverbands ist gegenüber dem Jahr 
2020 von 320.734 Euro auf 1.173.968 Euro gestiegen. Auf das 
Anlagevermögen entfallen davon 577.222 Euro, auf das Umlauf-
vermögen 596.746 Euro. 
Mit dem Beschluss wurden auch dem Verbandsvorsitzenden Bür-
germeister Reinhold Schnell sowie dem Geschäftsführer Bernhard 
Schultes Entlastung erteilt. 
Im weiteren Verlauf der Sitzung stellte sich die TeleData GmbH als 
neuer Netzbetreiber für das gesamte Glasfasernetz des Zweck-
verbands vor. Vorausgegangen war eine EU-weite Ausschreibung, 
aus der die TeleData GmbH als obsiegender Bieter hervorging. Der 
Netzbetriebsvertrag hat eine Laufzeit von zunächst zwölf Jahren 
mit Verlängerungsoption von zweimal je vier Jahren. 
Die nächste Sitzung der Verbandsversammlung findet am 8. April 
im Rathaus Markdorf statt. 
  
Zweckverband Breitband Bodenseekreis 
Hermann-Metzger-Str. 5 
88045 Friedrichshafen 
  
www.zvbb.de 
info@zvbb.de 
Tel. +49 7541 3986950 

Ende des Amtlichen Teils

Das ist los in Langenargen

Bücherei im Münzhof:  
Online-Bilderbuchkino über Beethoven 

Die Bücherei im Münzhof erzählt spannen-
de Geschichten. Am Freitag, 25. Februar, 
findet von 14.15 Uhr bis 14.45 Uhr das On-
line-Bilderbuchkino „Wie Beethoven, kein 
Wunderkind, aber doch berühmt wurde“ 
von Cosima Breidenstein statt. Ein farben-
frohes Bilderbuch zum 250. Geburtstag von 
Ludwig van Beethoven. Warum wurde der 
kleine Ludwig auch der „Spanier“ genannt? 

Warum tobte er lieber mit seinen Freunden herum und warum 
konnte sein strenger Vater das mit der „Wunderkind-Karriere“ 
getrost vergessen? 
Die Vorlesestunde findet über Zoom statt. Bitte registrieren Sie 
sich mit folgendem Link: https://zoom.us/de-de/meetimgs.html. 
Der Anmeldelink wird rechtzeitig vor Beginn der Veranstaltung 
verschickt. Der Anmeldeschluss ist um 12 Uhr am Tag der Ver-
anstaltung. E-Mail: buecherei@langenargen.bib-bw.de, Tel. 0 75 
43/25 59.  � bma 

Kirchensanierung von St. Martin 
und Planungen für Jubiläum gehen voran 
Wenn man eine so gewaltige Aufgabe wie die Sanierung einer 
barocken Kirche angeht, ist man vor Überraschungen nicht ge-
feit. Das hat auch die katholische Kirchengemeinde St. Martin 


